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den kann. Sich am Wettbewerb zu beteiligen, das kann 
nicht angeordnet, dazu kann nicht verpflichtet werden. Der 
Wettbewerb kann sich nur auf freiwilliger Grundlage ent­
wickeln. Deshalb können nur fördernde Rechtsnormen, 
Hinweise auf den positiven Charakter der Handlung und 
die Anerkennung des Handelns seine Stimuli sein.11 W. I. 
Lenin hat wiederholt auf die Notwendigkeit von Prämien 
und anderen Auszeichnungen beim Aufbau des Kommu­
nismus hingewiesen.12 Vielfältige Stimulierungsmaßnah­
men, die die in der Arbeitsgesetzgebung vorgesehenen er­
gänzen, wurden und werden unmittelbar in den Betrieben 
und Produktionsvereinigungen entsprechend den in ihnen 
vorhandenen Möglichkeiten eingeführt. Nicht alle werden 
jedoch mit der erforderlichen Effektivität genutzt. Das 
macht es notwendig, die bisherigen Erfahrungen zu verall­
gemeinern und Empfehlungen zur Popularisierung der 
besten Formen der zusätzlichen Stimulierung zu erarbei­
ten.

Um den Massencharakter des sozialistischen Wettbe­
werbs weiterzuentwickeln, müssen seine Organisatoren 
ihre Aufmerksamkeit nicht nur auf die Auszeichnung der 
Sieger konzentrieren. Auch den übrigen Werktätigen muß 
Aufmerksamkeit geschenkt und ihre Arbeitserfolge müssen 
gewürdigt werden.

Aus der Notwendigkeit und Wichtigkeit der Auszeich­
nungen wird zuweilen die Schlußfolgerung gezogen, daß 
nur sie als Mittel zur Stimulierung der Arbeit dienen. Ne­
ben den Auszeichnungen sind aber auch der Inhalt der 
Arbeit und die Bedingungen, unter denen sie ausgeübt 
wird, Arbeitsstimuli, die bestimmende Bedeutung haben. 
Gerade sie schaffen moralische Befriedigung und Arbeits­
freude und tragen dazu bei, daß die Arbeit zum ersten 
Lebensbedürfnis wird. Nicht geringe Bedeutung hat gleich­
zeitig auch die Verantwortlichkeit für Nachlässigkeit und 
Unzuverlässigkeit als Erscheinungen, die dem Wesen und 
der sozialen Natur der sozialistischen Gesellschaft fremd 
sind.

Mit den materiellen Stimuli der Arbeit sind nicht nur 
Prämien, sondern auch Verantwortlichkeit gemeint. Die 
Sozialpsychologen schreiben auch, daß „die Stimulierung 
nicht nur als Auszeichnung der Besten, sondern auch als 
ein Mittel zur Einwirkung auf die Zurückbleibenden und 
auf die .goldene Mitte' betrachtet werden muß ... Die 
Einheit von Auszeichnung und Verantwortlichkeit ist ein 
wichtiges Prinzip der Stimulierung“ ,a Es gibt auch viele 
Juristen, die der Meinung sind, daß die Stimulierung nicht 
nur mit Hilfe der verschiedenen Auszeichnungen erfolgt, 
sondern auch vermittels der Verantwortlichkeit für nicht 
gebührendes Verhalten oder für die Verletzung der fest­
gelegten Arbeitsordnung.14 Deshalb ist die Schlußfolgerung 
durchaus begründet, daß der sozialistische Wettbewerb 
für eine hohe Qualität der Arbeit und der Erzeugnisse auch 
eine strikte Verantwortung der leitenden Mitarbeiter für 
die Sicherung normaler Arbeitsbedingungen und des Ar­
beitsschutzes, für die Schaffung der Bedingungen zur Er­
füllung der sozialistischen Verpflichtungen sowie die Ver­
antwortlichkeit der Arbeiter und Angestellten für Ausschuß 
in der Arbeit und für Verstöße gegen die Arbeitsdisziplin 
voraussetzt.

Eine solche Verantwortlichkeit wird nicht immer und 
nicht überall rechtzeitig und in vollem Maße angewandt. 
Für jeden ehrlichen Werktätigen ist es aber von großer 
erzieherischer und stimulierender Bedeutung, wenn Ver­
letzer der Arbeitsdisziplin zur Verantwortung gezogen wer­
den. Das überzeugt von der realen Kraft und der Wirksam­
keit des sozialistischen Sowjetrechts, davon, daß es wirk­
lich sorgfältig die sozialistischen gesellschaftlichen Verhält­
nisse vor jeglichen Angriffen schützt. Das fördert die Ent­
wicklung der sozialen Aktivität, eine unversöhnliche Ein­
stellung gegenüber jeglichen Störungen sowie das Bestre­
ben, die Partei und den Staat bei der Bekämpfung von 
Rechtsverletzungen zu unterstützen, und es hilft, den Wett­
bewerb weiterzuentwickeln.

Die juristischen Normen über die Verantwortlichkeit für 
unrechtmäßiges Verhalten im allgemeinen und in den Ar­
beitsrechtsverhältnissen im besonderen wirken auf das Be­
wußtsein der Bürger, auf die Motivierung ihres Verhal­
tens weniger durch die- Androhung und die Furcht vor 
negativen Folgen ein als vielmehr über die Erziehung zu 
der Erkenntnis der Notwendigkeit der allseitigen Einhal­
tung der Gesetze und einer positiven Einstellung zu ihnen. 
Gleichzeitig vermag „die Sanktion, die die Realisierung

der juristischen Verantwortlichkeit ist, eine wesentliche 
vorbeugende Einwirkung auf das Verhalten des Bürgers 
und des Kollektivs auszuüben, da sie bei Verschulden an­
gewandt wird ...“ ,15 ln dieser präventiven, erzieherischen 
Einwirkung ist nicht nur die Verkündung wichtig, son­
dern auch die Unabwendbarkeit, der obligatorische Cha­
rakter der Verantwortlichkeit für begangene unerwünschte, 
gesetzlich verbotene Handlungen.

Es sei auch darauf aufmerksam gemacht, daß die von 
den gesellschaftlichen Organisationen angewandten Aus­
zeichnungen für Erfolge in der Arbeit und im sozialistischen 
Wettbewerb und die gesellschaftliche Verantwortlichkeit 
für eine nicht gewissenhafte Einstellung zur Arbeit immer 
größere Bedeutung im System der Stimuli der Arbeit er­
langen.

(Übersetzung aus: Sowjetskoje gossudarstwo i prawo 1979, 
Heft 11, S. 31 ff., von Renate Frommert, Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft der DDR; redaktionell be­
arbeitete und gekürzte Fassung.)
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ln: Leitungsinformation (Akademie für Staats- und Rechts­
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